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BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 
III ZB 41/23 

vom 
 

25. Januar 2024 
 

in dem Rechtsstreit 
 
 
 



-  2  - 
 
 
 

Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 25. Januar 2024 durch den 

Vorsitzenden Richter Dr. Herrmann, den Richter Dr. Remmert, die Richterinnen 

Dr. Arend und Dr. Böttcher sowie den Richter Dr. Kessen 

 

beschlossen: 

 

Die Rechtsbeschwerde der Beklagten gegen den Beschluss des 

7.  Zivilsenats des Oberlandesgerichts Düsseldorf vom 9. Mai 2023 

- I-7 U 42/23 - wird auf ihre Kosten als unzulässig verworfen. 

 

Streitwert: bis 500 € 

 

 

Gründe: 

 

I. 

 

 Die Klägerin macht gegen die Beklagte im Wege der Stufenklage Ansprü-

che auf Rechnungslegung, Auszahlung von Gewinnbeteiligungen und gegebe-

nenfalls Schadensersatz aus einem im April 2019 geschlossenen Kooperations-

vertrag geltend. Dessen Gegenstand war die Zusammenarbeit beim Verkauf ei-

nes Unternehmens, an dem die mittlerweile insolvente S.                                      

                                                              , eine gemeinsame Schuldnerin der Be-

klagten und des Geschäftsführers der Klägerin, der Beklagten als Sicherheit für 

eine Darlehensforderung ein Verwertungsrecht und eine Beteiligung an dem hie-

raus resultierenden Verkaufserlös eingeräumt hatte (sog. "Penalty Ratchet"); hie-

ran sollte die Klägerin mit 50 % beteiligt werden. Im Mai 2019 wurde der Ge-

schäftsführer der Beklagten zugleich zum Geschäftsführer der S.            bestellt. 
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 Im Rahmen eines Insolvenzplanverfahrens in Eigenverwaltung erfolgte die 

Veräußerung des Unternehmens, die dazu führte, dass alle Insolvenzgläubiger 

zu 100 % befriedigt werden konnten. Im August 2020 übermittelte die Beklagte 

der Klägerin eine Übersicht über die aus ihrer Sicht aufgrund der Kooperations-

vereinbarung wechselseitig zu zahlenden Beträge. Die Klägerin hält diese für 

nicht erforderlich und überhöht. 

 

 Das Landgericht hat die Beklagte durch Teilurteil vom 29. Dezember 2022 

verurteilt, der Klägerin Auskunft darüber zu erteilen, 

 

a) welche Vergütung zwischen der S.      Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 

und der S.                                                        auf der Grundlage der Ho-

norarvereinbarung vom 2. Januar/13. Juli 2020 vereinbart wurde, 

b) welche Leistungen von der S.        Rechtsanwaltsgesellschaft mbH auf 

der Grundlage der Honorarvereinbarung zwischen der S.         Rechtsan-

waltsgesellschaft mbH und der S.                                                       vom 

2. Januar/13. Juli 2020 erbracht werden sollten und tatsächlich erbracht 

wurden, 

c) wie die Höhe des von der S.           Rechtsanwaltsgesellschaft mbH mit 

Rechnung vom 22.12.2020 Nr: 0057-2020-00030 (Anlage K 16) abgerech-

neten Honorars über 5.786.080,00 Euro (brutto) ermittelt wurde, insbeson-

dere ob und ggf. inwieweit und durch wen Zuschläge i.S.v. § 3 InsVV in 

welcher Höhe und in welchem Umfang angesetzt und wie begründet wur-

den, 
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d) welcher Anteil des von der S.        Rechtsanwaltsgesellschaft mbH mit 

Rechnung vom 22.12.2020 Nr: 0057-2020-00030 (Anlage K 16) abgerech-

neten Honorars über 5.786.080,00 Euro (brutto) auf die Erstellung des In-

solvenzplans durch die P.                                           AG Rechtsanwalts-

gesellschaft entfallen ist, 

e) welche Vergütungen neben der im Antrag zu Ziff. 1 d) genannten Ver-

gütung für die Erstellung des Insolvenzplans von der S.                              

                                  auf welcher vertraglichen Grundlage, zu welchen 

Konditionen und für welche Tätigkeiten seit dem 1. Mai 2019 an die P.        

                                      AG Rechtsanwaltsgesellschaft gezahlt worden 

sind, 

f) welche Vergütungen neben dem in der Rechnung vom 22.12.2020 

Nr: 0057-2020-00030 (Anlage K 16) abgerechneten Honorar von der 

S.                                                    auf welcher vertraglichen Grundlage, 

zu welchen Konditionen und für welche Tätigkeiten seit dem 1. Mai 2019 

an die S.          Rechtsanwaltsgesellschaft mbH gezahlt worden sind, 

g) welche Vergütung der Geschäftsführer und Alleingesellschafter der Be-

klagten, Herr G.       P.       , als Geschäftsführer der S.                                 

                          seit seiner Bestellung im Mai 2019 erhalten hat, 

h) ob es weitere schriftliche oder mündliche Vereinbarungen zwischen der 

S.                                                  und der S.        Rechtsanwaltsgesell-

schaft mbH bzw. einzelnen Rechtsanwälten bzw. Rechtsanwältinnen der 

S.        Rechtsanwaltsgesellschaft mbH über die Vergütung weiterer Leis-

tungen im Zusammenhang mit der Abwicklung des Insolvenzverfahrens in 

Eigenverwaltung der S.                                                                               

                              gab, 
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i) ob Beträge, die seitens der S.      Rechtsanwaltsgesellschaft mbH ge-

genüber der S.                                                       in Rechnung gestellt 

wurden, von der S.          Rechtsanwaltsgesellschaft mbH an die Beklagte 

oder deren Alleingesellschafter, Herrn G.      P.       , bzw. eine Gesell-

schaft, die sich im unmittelbaren oder mittelbaren Anteilsbesitz der Beklag-

ten oder des Herrn G.          P.        befindet, teilweise zurückgezahlt bzw. 

rückvergütet wurden. 

 

 Die hiergegen von der Beklagten erhobene Berufung hat das Oberlandes-

gericht - nach entsprechendem Hinweis - durch den angefochtenen Beschluss 

mit der Begründung als unzulässig verworfen, die erforderliche Beschwer gemäß 

§ 511 Abs. 2 Nr. 1 ZPO werde nicht erreicht. Gegen diese Entscheidung richtet 

sich die Rechtsbeschwerde der Beklagten. 

 

 
II. 

 

 Die Rechtsbeschwerde hat keinen Erfolg. 

 

 Die nach § 574 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 in Verbindung mit § 522 Abs. 1 Satz 4 

ZPO ohne Rücksicht auf den Beschwerdewert statthafte (vgl. etwa Senat, Be-

schluss vom 19. Dezember 2019 - III ZB 28/19, NJW-RR 2020, 189 Rn. 4 mwN) 

sowie form- und fristgerecht eingelegte und begründete Rechtsbeschwerde ist 

unzulässig, weil weder die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat, noch die 

Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung 

eine Entscheidung des Senats erfordert. 
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 Entgegen der Ansicht der Beklagten ist eine Entscheidung des Bundesge-

richtshofs nicht zur Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung erforderlich. 

Durch den angefochtenen Verwerfungsbeschluss wird die Beklagte nicht in ihrem 

Anspruch auf rechtliches Gehör aus Art. 103 Abs. 1 GG und in ihrem aus Art. 2 

Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip folgenden Verfahrens-

grundrecht auf wirkungsvollen Rechtsschutz verletzt, welches den Gerichten ver-

bietet, den Beteiligten den Zugang zu einer in der Verfahrensordnung vorgese-

henen Instanz in unzumutbarer und aus Sachgründen nicht mehr zu rechtferti-

gender Weise zu erschweren (vgl. zB Senat, Beschlüsse vom 15. Dezember 

2022 - III ZB 18/22, NJW-RR 2023, 350 Rn. 3 und 6 und vom 19. Dezember 2019 

aaO Rn. 5). 

 

1. Das Berufungsgericht hat - soweit dies für das Rechtsbeschwerdeverfah-

ren von Relevanz ist - zur Begründung seiner Entscheidung ausgeführt, die Be-

schwer der Beklagten bestimme sich nach dem voraussichtlichen Aufwand an 

Zeit und Kosten, der für sie mit der Auskunftserteilung verbunden sei. Dieser sei 

auf 30 Stunden zu schätzen, wobei je Stunde nach § 20 des Justizvergütungs- 

und -entschädigungsgesetzes (JVEG) 4 € anzusetzen seien. Die von der Beklag-

ten angeführten Kosten für die Beratung durch Steuerberater und Anwälte seien 

nicht zu berücksichtigen. Es liege keine der Entscheidung des Bundesgerichts-

hofs (Bezugnahme auf Beschluss vom 27. März 2019 - XII ZB 564/18, NJW 2019, 

1752) vergleichbare Konstellation vor, da die Beklagte nicht zur Herausgabe von 

Belegen verurteilt worden sei. Die Beklagte könne keine Anwaltskosten für 

die Prüfung, ob sie durch die geforderte Auskunft Geschäftsgeheimnisse 

der S.            Rechtsanwaltsgesellschaft mbH verrate, ansetzen, da Drittbezie-

hungen keinen unmittelbar aus dem Urteil fließenden rechtlichen Nachteil dar-

stellten und daher bei der Bemessung der Beschwer außer Betracht zu bleiben 
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hätten. Ein Haftungsrisiko sei nicht werterhöhend zu berücksichtigen. Eine an-

waltliche Beratung sei auch nicht insofern erforderlich, als die Beklagte auf Infor-

mationen der S.      Rechtsanwaltsgesellschaft angewiesen wäre, da die Be-

klagte dies nicht schlüssig dargelegt habe und kein Anhalt dafür bestehe, dass 

die S.       Rechtsanwaltsgesellschaft Informationen verweigern würde. Insofern 

sei auch der für die Abstimmung mit Rechtsanwälten von der Beklagten ange-

setzte Zeitaufwand nicht zu berücksichtigen. 

 

 Anlass für eine Zulassung der Berufung durch das Berufungsgericht, das 

die Entscheidung hierüber nachzuholen habe, bestehe nicht. 

 

2. Diese Bewertung, die der Senat nur darauf überprüfen kann, ob das Be-

rufungsgericht die Grenzen des ihm eröffneten Ermessens (§§ 2, 3 ZPO) über-

schritten oder dieses fehlerhaft ausgeübt hat (vgl. st. Rspr., zB Senat, Beschlüsse 

vom 25. Mai 2023 - III ZB 57/22, ZEV 2023, 701 Rn. 9; vom 19. Dezember 2019 

aaO Rn. 7; vom 8. März 2018 - III ZR 70/17, NJW-RR 2018, 697 Rn. 10 und vom 

27. Juli 2017 - III ZB 37/16, NJW-RR 2017, 1407 Rn. 7; jew. mwN), ist nicht zu 

beanstanden. 

 

 a) Zutreffend ist das Berufungsgericht davon ausgegangen, dass der Wert 

der durch eine erstinstanzliche Verurteilung zur Auskunftserteilung oder Rech-

nungslegung verursachten Beschwer sich an dem Interesse der verurteilten Par-

tei orientiert, die in Rede stehende Auskunft oder Abrechnung nicht erteilen zu 

müssen. Dabei ist im Wesentlichen auf den Aufwand an Zeit und Kosten abzu-

stellen, der für die sorgfältige Erfüllung des titulierten Anspruchs erforderlich ist 

(st. Rspr., zB Senat, Beschlüsse vom 25. Mai 2023 aaO Rn. 10; vom 19. Dezem-

ber 2019 aaO Rn. 8; vom 8. März 2018 aaO Rn. 9 und vom 27. Juli 2017 aaO 

Rn. 6; BGH, Beschluss vom 24. November 1994 - GSZ 1/94, BGHZ 128, 85, 
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87 ff; jew. mwN). Außer Betracht bleibt das Interesse des Beklagten, die vom 

Kläger erstrebte und mit der Auskunfts- oder Rechnungslegung vorbereitete 

Durchsetzung des Hauptanspruchs zu verhindern oder zu erschweren (st. Rspr., 

zB Senat, Beschlüsse vom 25. Mai 2023 und vom 19. Dezember 2019; jew. aaO; 

BGH, Beschluss vom 24. November 1994 aaO S. 87 mwN). Zur Bewertung des 

Zeitaufwands kann grundsätzlich - wie vom Berufungsgericht ebenfalls richtig ge-

sehen - auf die für die Entschädigung von Zeugen geltenden Regelungen 

des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes zurückgegriffen werden 

(st. Rspr., zB Senat, Beschlüsse vom 25. Mai 2023 aaO; vom 30. Juli 2020 

- III ZR 15/20, juris Rn. 7 und vom 9. Februar 2012 - III ZB 55/11, ZEV 2012, 270 

Rn. 7; BGH, Beschluss vom 10. Februar 2021 - XII ZB 376/20, NJW-RR 2021, 

451 Rn. 11; jew. mwN). 

 

 b) Nach diesen Maßstäben hält die angefochtene Entscheidung rechtli-

cher Prüfung stand. 

 

 aa) Ohne Erfolg rügt die Rechtsbeschwerde, das Beschwerdegericht habe 

den Kostenaufwand der Beklagten nicht hinreichend berücksichtigt, indem es un-

beachtet gelassen habe, dass die Beklagte nach Buchstaben a), c), d) und h) des 

Tenors zu einer Auskunftserteilung über die Verhältnisse Dritter verurteilt worden 

sei. 

 

 Das Berufungsgericht hat den diesbezüglichen Vortrag im Schriftsatz der 

Beklagten vom 28. März 2023, S. 4 bis 6 (unter 2. b), dass ihr für die Erteilung 

der Informationen ein Kostenaufwand von 12.030 € entstünde, nahezu vollstän-

dig im angefochtenen Beschluss wiedergegeben (Seite 4, Abs. 4) und sich hier-

mit auch inhaltlich rechtsfehlerfrei auseinandergesetzt. Soweit die Beklagte gel-
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tend gemacht hatte, dass bei einer Verurteilung zur Auskunft über die Verhält-

nisse eines Dritten die Kosten der Rechtsverfolgung als Beschwer zu berücksich-

tigen seien, hatte sie auf Rechtsprechung (BGH, Beschlüsse vom 27. März 2019 

aaO und vom 26. Oktober 2011 - XII ZB 465/11, NJW 2011, 3790; OLG Bran-

denburg, Beschluss vom 22. August 2022 - 13 UF 22/20, BeckRS 2022, 25703) 

verwiesen, die die Kosten einer Auskunftsklage gegen den Dritten betraf. Das 

Berufungsgericht hat dies zu Recht nicht auf den vorliegenden Fall angewendet, 

da es keine Anhaltspunkte dafür festgestellt und die Beklagte - auch in der 

Rechtsbeschwerde - solche nicht aufgezeigt hat, dass gegen einen Dritten eine 

Auskunftsklage oder Klage auf Herausgabe von Belegen erforderlich sein 

könnte. Entgegen der Darstellung der Rechtsbeschwerde hat das Berufungsge-

richt nicht darauf abgestellt, dass die Beklagte nicht zur Herausgabe von Belegen 

verurteilt worden ist, sondern hat sich mit dem (Instanz-)Vortrag der Beklagten 

auseinandergesetzt, sie sei durch Kosten für die "Rechtsverfolgung" beschwert. 

 

 Soweit die Beklagte in der Rechtsbeschwerde ausführt, bei der S.       -

Rechtsanwaltskanzlei und den für sie tätigen Rechtsanwälten handele es sich 

um sachkundige Hilfspersonen, deren Hinzuziehung erforderlich sei, weil die 

Auskunftsverpflichtung interne Geschäftsabläufe dieser Rechtsanwaltskanzlei 

betreffe, wodurch ein höherer Kostenaufwand entstünde (Rechtsbeschwerdebe-

gründung, S. 10), hatte sie dies im Berufungsverfahren nicht geltend gemacht. 

Dort hatte die Beklagte ihren zusätzlichen Aufwand damit begründet, sie müsse, 

da möglicherweise Geschäftsgeheimnisse der Rechtsanwaltskanzlei betroffen 

seien, zur Vermeidung von Haftungsansprüchen und Weiterungen eine eigene 

rechtliche Beratung in Anspruch nehmen. Dies hat das Berufungsgericht zutref-

fend dahin beschieden, dass ein Haftungsrisiko gegenüber einem am Verfahren 

nicht beteiligten Dritten - und damit auch der Aufwand, dieses zu vermeiden - bei 

der Bemessung der Beschwer der zur Auskunftserteilung verurteilten Partei nicht 
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werterhöhend zu berücksichtigen ist, da insofern Drittbeziehungen als reine Fern-

wirkung außer Betracht zu bleiben haben (vgl. BGH, Beschluss vom 3. April 2019 

- VII ZB 59/18, BeckRS 2019, 6881 Rn. 21 mwN). Hierauf geht die Rechtsbe-

schwerde nicht ein. 

 

 bb) Dass das Berufungsgericht pro Arbeitsstunde entsprechend § 20 

JVEG 4 € angesetzt hat, unterliegt ebenfalls keinen Bedenken (vgl. Senat, Be-

schluss vom 21. Dezember 2023 - III ZB 9/23 Rn. 8, 12 f zur Veröffentlichung 

bestimmt). Soweit die Beklagte auf die Beschlüsse des Bundesgerichtshofs vom 

23. Mai 2012 (XII ZB 594/11, BeckRS 13398 Rn. 9), vom 21. März 2012 (XII ZB 

420/11, BeckRS 2012, 8611 Rn. 10) und vom 28. September 2011 (IV ZR 250/10, 

FamRZ 2012, 299 Rn. 7) verweist, ergibt sich aus diesen entgegen der Darstel-

lung in der Rechtsbeschwerde nicht, dass stets, sondern vielmehr, dass "maxi-

mal" der Stundensatz des § 22 JVEG in Höhe von 17 € anzusetzen ist. Die Vor-

aussetzungen hierfür hat das Berufungsgericht jedoch nicht festgestellt. 

 

 Die Bemessung des Zeitaufwands mit 30 Arbeitsstunden für die Abrech-

nungs- und Auskunftserteilung überschreitet die Grenzen des dem Berufungsge-

richt eröffneten Ermessens ebenfalls nicht. Den eigenen Aufwand der Beklagten 

für die Beschaffung der Informationen von der Rechtsanwaltskanzlei hat das Be-

rufungsgericht entgegen der Darstellung der Rechtsbeschwerde (S. 11, Abs. 1) 

berücksichtigt. Zu Recht hat es zudem aus den unter aa) ausgeführten Gründen 

den Zeitaufwand für die Inanspruchnahme anwaltlicher Beratung für unerheblich 

gehalten. Im Übrigen bringt die Rechtsbeschwerde gegen den angesetzten Zeit-

aufwand keine konkreten Einwände vor. Sie zeigt insbesondere keine Anhalts-

punkte dafür auf, dass das Berufungsgericht unberücksichtigt gelassen hätte, 

dass die Auskunft der Beklagten - angesichts des Gegenstandswerts der dritten 
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Stufe der Klage - "sorgfältig und umfassend abgesichert sein" muss. Da die Be-

klagte (auch) diesen Gesichtspunkt erstmals in der Rechtsbeschwerdeschrift an-

gesprochen hat und es sich ohnehin um eine Selbstverständlichkeit handelt, be-

stand für das Berufungsgericht auch keine Verpflichtung, ihn in dem angefochte-

nen Beschluss ausdrücklich zu bescheiden. 

 

Herrmann   Remmert  Arend 

 

 Böttcher Kessen 

Vorinstanzen: 

LG Düsseldorf, Entscheidung vom 29.12.2022 - 1 O 243/21 -  

OLG Düsseldorf, Entscheidung vom 09.05.2023 - I-7 U 42/23 -  


